
Grundsätze zum Bau-Turbo in Bargteheide 

___________________________________________________________________________ 

Beschluss der Stadtvertretung vom 19. Januar 2026 

 

 

1. Ziel und Rahmen 

Bargteheide nutzt die Instrumente der Novelle des Baugesetzbuchs (BauGB) vom 30.10.2025 
zur Beschleunigung des Wohnungsbaus. 

Die Stadtvertretung bekennt sich zu einer geordneten städtebaulichen Entwicklung auf Basis 
des jeweils aktuellen Flächennutzungsplans. 

 

2. Zuständigkeiten  (§ 246e BauGB) 

 

A. Der Ausschuss für Bauen und Bauordnugn entscheidet abschließend über Vorhaben 

mit geringer städtebaulicher Relevanz.  

 

Merkmale: 

 

 Überschaubare Größe und baulicher Umfang, 

 Geringe oder klare Nachbar- und Nutzungskonflikte, 

 Das Vorhabens berührt nicht die Grundzüge der Planung oder ist von 

besonderer städtebaulicher Bedeutung  

 

Vorhaben im Gebiet des Bebauungsplan Nr. 24 (östlich Tremsbütteler Weg, südlich 

Birkenweg, westlich Hoppensack und nördlich Struhbarg) sind bezüglich der 

Erschließungsoption im rückwärtigen Bereich der Grundstücke am Struhbarg und des 

Birkenweges 12 – 26 innerhalb der mit Zacken umrandeter Fläche (ca. 20 m breiter 

Korridor) nicht genehmigungsfähig. Die Fläche soll weiterhin von jeglicher Bebauung 

freigehalten werden. 

 

Der Ausschuss für Bauen und Bauordnung entscheidet ohne Beteiligung der 

Stadtvertretung nach Prüfung öffentlicher Belange und nachbarlicher Interessen. 

Sollten sich im Verlauf des Verfahrens doch größere städtebauliche Auswirkungen 

abzeichnen, wird das Vorhaben zur weiteren Prüfung an die Stadtvertretung 

übermittelt. 



B. Über Vorhaben mit potenziell erheblicher städtebaulicher Wirkung entscheidet die 
Stadtvertretung. Die Vorberatung erfolgt durch den Ausschuss für Bauen und 
Bauordnung. 

 Merkmale: 

 Größerer Umfang oder besondere bauliche bzw. funktionale Bedeutung 

 Absehbare oder komplexe Konfliktlagen 

 Relevante Auswirkungen auf Ortsbild, Infrastruktur oder städtebauliche 

Entwicklung 

 

Vorhaben im Gebiet des Bebauungsplan Nr. 24 (östlich Tremsbütteler Weg, südlich 

Birkenweg, westlich Hoppensack und nördlich Struhbarg) sind bezüglich der 

Erschließungsoption im rückwärtigen Bereich der Grundstücke am Struhbarg und des 

Birkenweges 12 – 26 innerhalb der mit Zacken umrandeter Fläche (ca. 20 m breiter 

Korridor) nicht genehmigungsfähig. Die Fläche soll weiterhin von jeglicher Bebauung 

freigehalten werden. 

 

Die Stadtvertretung entscheidet nach Prüfung öffentlicher Belange und nachbarlicher 

Interessen. Im Falle von erheblichen Abweichungen oder neuen städtebaulichen 

Erkenntnissen kann die Stadtvertretung die Entscheidung unter Berücksichtigung der 

geänderten Rahmenbedingungen neu bewerten. 

 

3. Leitlinien und Konzepte der Stadt 

Die beantragten Vorhaben sollen nicht den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt (z. B. 
Leitlinien nachhaltige Bauleitplanung, Mobilitätskonzepte, Klimaschutzkonzept) wesentlich 
widersprechen. In Fällen von Abweichungen erfolgt eine Einzelfallprüfung und Entscheidung 
durch das zuständige Gremium nach Ziffer 2. 

Wesentliche Widersprüche zu städtischen Zielvorstellungen liegen vor, wenn das Vorhaben 
die langfristige städtebauliche Entwicklung der Stadt gefährdet, zum Beispiel durch nicht 
negative Auswirkungen auf die städtische Infrastruktur und Mobilität. 

 

4. Städtebaulicher Vertrag 

Der Abschluss eines städtebaulichen Vertrages ist gegebenenfalls zur Sicherung der 
Umsetzung der städtischen Ziele, einer Bauverpflichtung oder einer Kostenübernahme-
verpflichtung vor der Genehmigung abzuschließen. Der Vertrag dient dazu, den rechtlichen 
und planerischen Rahmen für die Umsetzung des Projekts festzulegen. 
 
Entscheidungen über mögliche Inhalte eines städbaulichen Vertrages trifft das unter Ziffer 2 
zuständige Gremium. 



5. Antrags- und Prüfverfahren 

Anträge, die ohne vorherige Abstimmung mit der Verwaltung eingereicht werden, sollen 
grundsätzlich abgelehnt werden. Eine sachgerechte Prüfung ist in solchen Fällen innerhalb 
der dreimonatigen Frist voraussichtlich nicht sicher möglich. Bei Entscheidungen der 
Stadtvertretung ist die Terminplanung zu beachten. Sollte eine Beratung innerhalb der 
dreimonatigen Frist nicht möglich sein, erfolgt eine Ablehnung durch die Verwaltung. 

Hinweis zur Fristverlängerung: Wenn die Stadt Bargteheide der betroffenen Öffentlichkeit 
vor der Entscheidung über die Zustimmung die Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb 
einer angemessenen Frist einräumt, verlängert sich die dreimonatige Entscheidungsfrist um 
die Dauer der Stellungnahme, höchstens jedoch um einen weiteren Monat. 

Jeder Antrag unterliegt einer Einzelfallprüfung. Diese orientiert sich an den städtebaulichen 
Zielen der Stadt Bargteheide, wobei auch die Nachhaltigkeit und langfristige Wirksamkeit 
des Vorhabens berücksichtigt werden. 

 


